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Der LINKEN wird von den 
anderen Parteien vorgewor-
fen, sie sei gegen Europa. Das 
ist völlig absurd. Gerade die 
EU kann Kriege zwischen 
ihren Mitgliedsländern ver-
hindern. Angesichts der 
schweren globalen Finanz- 
und Wirtschaftskrise ist die 
Europäische Union gefordert, 
Maßnahmen zur Bekämpfung 
und Überwindung der Kri-
se zu ergreifen, die einzelne 
Staaten allein überforderten.
Hierzu müsste zunächst die 

Europawahl im Zeichen der Krise 
Ist DIE LINKE gegen Europa?

neoliberale Lissabon-Strategie 
der Aufrüstung, des Lohnkos-
ten- und Unternehmenssteu-
er-Dumpings, der Deregulie-
rung und Privatisierung und 
der Umverteilung des gesell-
schaftlichen Reichtums von 
unten nach oben aufgegeben 
werden. 
Die LINKE befürwortet eine 
europäische Wirtschaftsre-
gierung, die beträchtliche 
Möglichkeiten hätte, der 
Finanzspekulation durch Ver-
bote von Hedgefonds, Leerver-

käufen und Steuervergüns-
tigungen wirksam entgegen 
zu treten, die Steueroasen 
auszutrocknen und – auch 
ohne die USA – eine Bör-
senumsatzsteuer einzufüh-
ren. Und die EU muss und 
sollte die tiefgreifende Kri-
se mit wesentlich stärkeren 
Konjunkturprogrammen zur 
Stärkung der öff entlichen 
Investitionen in Bildung, Ver-
kehr, Energie und Infrastruk-
tur sowie zur Stärkung der 
Binnennachfrage als bisher 
bekämpfen.
Diese Forderungen müssen 
gegen die Interessen der 
Banken, Konzerne und die 
herrschenden Eliten von 
der LINKEN gestellt und er-
kämpft werden. Wer die LIN-
KE wählt, setzt ein wichtiges 
Signal für ein friedliches und 
sozial gerechteres Europa, 
das nicht den Märkten über-
lassen, sondern politisch ge-
staltet wird.                     G.G. Gysi über Europawahl, Lissabon-Vertrag und soziale Gerechtigkeit

...das ist der Ruf, mit dem DIE 
LINKE ihren Europawahl-
kampf in wenigen Tagen er-
öff nen wird. In Zeiten einer 
weltweiten Finanz- und Wirt-
schaftskrise ist dieser Ruf ak-
tueller denn je. Es ist die eine 
Seite deutlich zu machen, dass 
es die Politik der Bundesregie-
rungen aus SPD, CDU, FDP 
und Grünen war, mit der den 
Menschen das Geld aus der 
Tasche gezogen wurde, das 
skrupellose Bankmanager an-
schließend in unvorstellbarer 
Höhe verspekulierten. Viel-
leicht ist es auch notwendig 
maroden Banken jetzt erneut 
das Geld des Steuerzahlers 
zur Verfügung zu stellen, um 
noch größere Katastrophen 
von den Bürgerinnen und Bür-

Konsequent sozial...
gern abzuwenden. Wobei es 
schon ein Hohn ist, dass sich 
dieselben Politiker, die z. B. 
mit der Agenda 2010 Schuld 
an der Misere sind und die öf-
fentlichen Kassen ruinieren, 
heute mit neuen gigantischen 
Staatsverschuldungen als 
Retter aufspielen. Was aber 
gar nicht geht, ist, dass Bür-
gerinnen und Bürger, die hier 
doppelt und dreifach die Rech-
nung für politisches und wirt-
schaftliches Versagen zahlen, 
auch noch persönlich mit ih-
rer Existenz haften. Wir sagen: 
Nötig ist ein Schutzschirm für 
die Menschen. Jetzt ist es an 
der Zeit die unsozialen Agen-
dagesetze zurückzunehmen. 
Eine Verlängerung und Anhe-
bung des ALG 1 steht wieder 

auf der Tagesordnung. Leih- 
und Zeitarbeiter dürfen nicht 
schlechter gestellt werden als 
Stammbelegschaften. Das ALG 
2 muss angehoben, für Kinder 
bedarfsgerecht werden und 
die Rente muss armutsfest 
sein. Es scheint, das hat mit 
Europapolitik nichts zu tun. 
Aber das ist falsch. In fast 
allen europäischen Ländern 
z. B. gibt es einen gesetzlichen 
Mindestlohn, deutlich höhere 
Steuersätze für Vermögende 
und andere Elemente größe-
rer sozialer Gerechtigkeit. 
Wer will, dass diese anderswo 
in Europa zur Realität gehö-
rende Politik auch in Deutsch-
land eine Chance bekommt, 
hat am 7. Juni eine Wahl: DIE 
LINKE.                               L.K.
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Die Vorstellung, dass Kinder-
arbeit ausschließlich ein Pro-
blem der „Dritten Welt“ sei, 
ist ein in Deutschland weit 
verbreiteter Irrglaube. Exper-
ten schätzen, dass weltweit 
über 250 Millionen Kinder 
unter Bedingungen arbeiten 
müssen, die ihre Gesundheit 
und Entwicklung schädigen. 
Betroff en sind aber nicht 
nur, wie in den Medien oft 
dargestellt, indische Teppich-
knüpfer oder fernöstliche 
Spielzeughersteller. Auch in 
unserem Land gibt es zahl-
reiche Kinder, die regelmä-
ßig arbeiten (müssen). Nach 
Schätzungen des Deutschen 
Kinderschutzbundes haben 
etwa 700.000 Kinder einen 
Nebenjob. Das entspricht 
etwa 40 Prozent aller zwölf 
bis 16jährigen Schüler.
Dies geschieht in der Regel 
freiwillig, etwa zur Aufbesse-
rung des Taschengeldes. Die 
häufi gsten Tätigkeiten sind 
dabei Zeitungen austragen, 
Babysitten, Hunde ausfüh-
ren, Nachhilfe geben oder im 
landwirtschaftlichen (Fami-
lien-) Unternehmen helfen.
Geregelt ist Kinderarbeit in 
Deutschland im „Gesetz zum 
Schutz der arbeitenden Ju-
gend“. Dort heißt es unter an-
derem, dass die gewerbliche 
Beschäftigung von Kindern 

Tausende Kinder müssen in Deutschland arbeiten
Unfreiwillige Kinderarbeit kann zu gesundheitlichen Schäden, Depressionen und schlechten schulischen Leistungen führen

grundsätzlich verboten ist. 
Als Kind zählt, wer das 15. 
Lebensjahr noch nicht vollen-
det hat. Für Jugendliche, die 
noch der Vollzeitschulpfl icht 
unterliegen, gilt die Regelung 
analog. Kinder ab 13 Jahren 
dürfen unter eng gesteckten 
Voraussetzungen beschäftigt 
werden. So muss etwa der 
Sorgeberechtigte zustimmen 
und die Tätigkeiten müssen 
für Kinder „geeignet“ sein. 
Sie dürfen sich weder auf die 
Sicherheit, Gesundheit noch 
die Entwicklung der Kinder 
negativ auswirken oder deren 
Schulbesuch beeinfl ussen.
Der Grat zwischen sinnvoller 
legaler Beschäftigung und 
illegaler Ausbeutung ist al-
lerdings schmal. Bedenklich 
wird eine Beschäftigung von 
Kindern und jungen Heran-
wachsenden spätestens dann, 
wenn sie zur Aufbesserung 
des zu geringen Familienein-
kommens arbeiten müssen. 
Nach Schätzungen der Cari-
tas leben zwei bis drei Milli-
onen Kinder in Deutschland 
in armen Verhältnissen. Seit 
der Einführung der Hartz-IV-
Gesetze ist ein Anstieg der 
Kinderarbeit in Deutschland 
zu beobachten.
Die Folge sind nicht selten 
schlechtere schulische Leis-
tungen, eine hohe nervliche 

und körperliche Belastung 
und unter Umständen sogar 
physische oder psychische 
Verletzungen.
Ein weiterer nicht zu vernach-
lässigender Eff ekt ist, dass 
durch die Beschäftigung von 
Kindern als billige Arbeits-
plätze nach Schätzungen des 
deutschen Kinderhilfswerkes 
rund 900.000 reguläre Voll-
zeitarbeitsplätze verloren 
gehen.
Trotzdem ist die gesellschaft-
liche Akzeptanz von Kinder-

arbeit in Deutschland hoch. 
Viele Eltern und Pädagogen 
argumentieren, dass der Kin-
derarbeit eine Menge positive 
Seiten abzugewinnen seien. 
Kinder machen neue Erfah-
rungen, erwerben Wissen 
und Kompetenzen, gewinnen 
Selbstachtung und Unabhän-
gigkeit, Stolz und Anerken-
nung. Auch Kinder sehen das 
oft so: Während viele Schule 
und Hausaufgaben als lästige 
und anstrengende „Arbeit“ 
empfi nden, ist Geldverdienen 

für sie attraktiv. 
Zusammenfassend lässt sich 
sagen: Nicht akzeptabel ist 
Kinderarbeit, wenn Kinder 
arbeiten müssen, um das Ein-
kommen der Familie zu ver-
bessern oder weil sie sonst 
überhaupt kein Taschengeld 
hätten. In diesem Zusammen-
hang sind auch die Hartz-
IV-Regelungen kritisch zu 
hinterfragen und ist auf eine 
politische Auseinanderset-
zung mit diesem Thema zu 
drängen.                         H. Ja.

Kinderarbeit schädigt Gesundheit und Entwicklung eines Kindes

Die Bundestagsabgeordneten 
der CDU-/CSU-Fraktion und 
SPD haben am 16. Novem-
ber 2007 gegen die Stimmen 
aller anderen Fraktionen des 
Deutschen Bundestages eine 

Diätenerhöhung gespendet
Diana Golze spendet regelmäßig für Projekte vor Ort

schrittweise Erhöhung der 
einkommensteuerpfl ichtigen 
Abgeordnetenentschädigung 
(„Diäten“) zum 1. Januar 2008 
auf 7.339 Euro (um 4,7 Pro-
zent, 330 Euro) und zum 1. 

Monatliche Spenden

2008
• 250 € Behindertenbeirat Brandenburg an der Havel
• 250 € Jugendfanfarenzug Belzig
• 290 € Krisen- und Beratungszentr. f. Frauen in Rathenow
• 250 € Literatur- und Theatercafé des 
 Nachbarschaftsheimes in Jüterbog
• 250 € Förderverein der Grundschule Rathenow West
• 250 € Verein Alleinerziehender Mütter und Väter in 
 Brandenburg an der Havel
• 250 € Belziger Forum gegen Rechtsextremismus 
 und Gewalt
• 250 € Deutsch-Französische Gesellschaft Premnitz e.V.
• 250 € Behindertenverband Jüterbog e.V.
• 250 € Premnitzer Kita „Waldhaus“
• 250 € Verein für Arbeit und Leben in Belzig
• 250 € Petzi‘s Kinderland in Jüterbog

2009
• 250 € Tee- und Wärmestube in Werder/Havel
• 250 € Café Contact in Brandenburg an der Havel
• 250 €  Kita Glühwürmchen e.V. in Jüterbog

Januar 2009 eine weitere Er-
höhung auf 7.668 Euro (um 
4,48 Prozent, 329 Euro) be-
schlossen. 
Die Fraktion DIE LINKE be-
lässt es nicht bei einem ein-
fachen NEIN zur Diätenerhö-
hung. Vielmehr spenden alle 
Mitglieder der Fraktion die 
Nettosumme ihrer Diätener-
höhung. 
Seit dem 1. Januar 2008 spen-
dete die Bundestagsabgeord-
nete Diana Golze 3.790 Euro 
an 15 Projekte und Träger in 
ihrem Wahlkreis. Nach Bran-
denburg an der Havel gingen 
davon 750 Euro. Je 250 Euro 
erhielten der Behinderten-
beirat, der Verein Alleiner-
ziehender Mütter und Väter 
sowie das Jugendhaus „Café 
Contact“.                           P.Z.Diana Golze spendet ihre Diäten-Erhöhung regelmäßig. 

HAVELbrandung
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Anfang April war Kerstin Kaiser zur Beratung über den kommen-
den Landtagswahlkampf in Brandenburg an der Havel. Bei dieser 
Gelegenheit zeigte Ihr René Kretzschmar die schönen Seiten der 
Stadt Brandenburg an der Havel. In der anschließenden Sitzung 
ging es um die Grundlinien und Projekte des Landtagswahlpro-
grammes, welches im Juli nach umfassender Diskussion in Partei 
und Öff entlichkeit verabschiedet werden soll. 
Schwerpunkte im Landtagswahlprogramm werden die Themen 
existenzsichernde Arbeitsplätze, gute Bildung für alle, und be-
zahlbare Lebensumstände in allen Regionen des Landes Bran-
denburg. Die LINKE möchte mit dem Landtagswahlprogramm ein 
anderes Politikangebot ins Wahlrennen schicken und hoff t dabei 
auf ein ebenso erfolgreiches Abschneiden wie bei den letzten 
Landtagswahlen. 

„Kein Einzelkämpfer, sondern Teil eines Teams“
Interview mit dem Landtagskandidaten der LINKEN René Kretzschmar

Frage: Herr Kretzschmar, wie 
kriegen Sie Ihr Studium der 
Politikwissenschaften und 
Pädagogik unter einen Hut mit 
Ihren zahlreichen politischen 
Ämtern als Stadtverordneter, 
Mitglied in drei Ausschüssen, 
Vorsitzender des Stadtver-
bandes und jetzt auch Land-
tagskandidat der LINKEN für 
die Wahl am 27. September?
Antwort: Mit meinem Studi-
um an der Universität Magde-
burg bin ich so gut wie fertig. 
Ich muss nur noch einige 
Seminararbeiten und dann 
meine Magisterarbeit schrei-
ben. Wenn die Magisterarbeit 
abgegeben ist, folgen die Ab-
schlussprüfungen. 
Für meine verschiedenen po-
litischen Ämter bin ich fast 
jeden Abend, in der Regel 
zwischen 18 und 21 Uhr, tä-
tig. Ich möchte mich aber dar-
über nicht beschweren, denn 
ich habe das vorher gewusst 
und mir bewusst ausgesucht. 
Ich investiere gern meine 
Zeit, um etwas zu verändern.   

Frage: Wer unterstützt Sie bei 
Ihrer politischen Arbeit?
Antwort: Ich bin kein Ein-
zelkämpfer, sondern Teil 
eines Teams von engagierten 
Mitstreitern und Mitstreite-
rinnen. Einen großen Teil der 
Parteiarbeit nehmen mir mei-
ne beiden stellvertretenden 
Stadtverbandsvorsitzenden 
Ilona Friedland und Lutz Kra-
kau ab. Und unsere Fraktion 
in der Stadtverordnetenver-
sammlung besteht aus 11 
Abgeordneten. Da hat jeder 
seinen eigenen Aufgabenbe-
reich. Und so wird es auch in 
der Landtagsfraktion sein.

Frage: Ihre Chancen am 27. 
September in den neuen Bran-
denburger Landtag gewählt zu 
werden, stehen gut. Werden 
Sie Ihre bisherigen Ämter auf 
kommunaler Ebene behalten 
können?
Antwort: Mein Mandat als 
Stadtverordneter möchte ich 
auf jeden Fall behalten. Mei-
ne Arbeit in den verschie-
denen Ausschüssen werde 
ich fortführen, soweit meine 
Zeit dies zulässt. 
Frage: Welche Vorteile hätte 
das aus Ihrer Sicht?

Antwort: Durch die Verknüp-
fung von kommunaler und 
Landesebene würden wir 
zum Beispiel neue Förder-
programme schneller ken-
nen. Zum anderen könnte 
ich mich auf Landesebene 
für die Interessen der Stadt 
einsetzen. Das ist wichtig, da 
unsere Heimatsstadt auf Lan-
desebene bisher leider nicht 
den Stellenwert genießt, der 
ihr gebührt. Da steht bisher 
fast immer nur die Landes-
hauptstadt Potsdam im Mit-
telpunkt. Das möchte ich 
ändern. Immerhin ist Bran-
denburg an der Havel der Na-
mensgeber für das gesamte 
Land.

Frage: Wann starten Sie in die 
aktive Wahlkampfphase?
Antwort: Das Jahr 2009 ist 
ein Superwahljahr. Vor der 
Landtagswahl am 27. Sep-
tember fi ndet am 7. Juni die 
Europawahl statt. Hier ist 
unser vorrangiges Ziel eine 
höhere Wahlbeteiligung zu 
erreichen, als bei der letzten 
Wahl für das europäische 
Parlament vor fünf Jahren. 
Wir werden mit Infoständen 
in allen Stadtteilen vertreten 
sein und unter anderem auf 
die Möglichkeit der Brief-
wahl hinweisen. Schwer-
punkt wird der letzte Sams-
tag direkt vor der Wahl sein, 
da Analysen zeigen, dass sich 
viele Wähler erst kurz vor 
der Wahl entscheiden.
Die heiße Phase für die Land-
tagswahl im September wird 
etwa vier Wochen vor der 
Wahl beginnen. Erste Akti-
onen planen wir für Juli.

Frage: Welche Themen wol-
len Sie nach Ihrer Wahl in den 
neuen Landtag als erstes an-
gehen?
Antwort: DIE LINKE disku-
tiert gerade das umfassende 
Landtagswahlprogram wel-
ches nach ausführlicher 
Debatte im Juli beschlossen 
werden soll. Aus diesem 
wird dann sicher auch ein 
Programm für die ersten ein-
hundert Tage nach der Wahl 
hervorgehen. Das Programm 
wird deutlich machen, in wel-
che Richtung sich Branden-
burg weiter entwickeln soll: 

mit Arbeitsplätzen, die Exis-
tenz sichernd sind, mit guter 
Bildung für alle, bezahlbaren 
Lebensumständen und mit 
besseren Lebensbedingungen 
für Kinder. 

Frage: Wie reagieren Sie auf 
Vorwürfe, ein Mindestlohn 
würde tausende Arbeitsplätze 
vernichten?
Antwort: In 20 der 27 eu-
ropäischen Länder sowie 
beispielsweise in den USA, 
Kanada und Japan gibt es be-
reits einen Mindestlohn. Nir-
gends gab es negative Auswir-
kungen auf den Arbeitsmarkt 
mit tausenden Entlassungen, 
wie dies in Deutschland gern 
als Horrorszenario beschwo-
ren wird. 
Über die Höhe dieses Min-
destlohnes wird noch zu ver-
handeln sein. Er muss auf 
jeden Fall auch für all die 
hart arbeitenden und bisher 
schlecht bezahlten Menschen 
ein menschenwürdiges Le-
ben über dem Existenzmini-
mum ermöglichen. Dies wird 
vor allem die Dienstleistungs-
branche betreff en. Hier sind 
zum Teil Löhne von unter 
fünf Euro pro Stunde brutto 
üblich. 

Frage: Welche Konzepte hat 
DIE LINKE im Bereich Bil-
dungspolitik? 
Antwort: Wir treten für ge-
meinsames Lernen und ein 
Höchstmaß an  individueller 
Förderung ein, um jeden 
einzelnen Heranwachsen-
den nach seinen Stärken 
und Schwächen fördern zu 
können. Dass dieser Ansatz 
erfolgreich ist, haben uns 
die skandinavischen Länder 
und Sieger der PISA-Studien 
vorgemacht. Daran sollten 
wir uns orientieren. Ein wich-
tiger Schritt auf dem Weg 
dahin ist die Verbesserung 
der Schüler-Lehrer-Relation. 
Kurz gesagt brauchen wir als 
Erstes  kleinere Klassen und 
eine intensivere Betreuung. 
Wie dies fi nanzierbar ist, zei-
gen wir in unserem Wahlpro-
gramm ausführlich auf.

Frage: Zum Abschluss die Fra-
ge, wie verbringen Sie Ihre 
Freizeit?

Antwort: Ich fahre gern mit 
dem Rad und mache über-
wiegend Touren rund um 
Brandenburg. Ansonsten 
lese ich gerne, um mal abzu-
schalten und wenn es die Zeit 
hergibt, mache ich mit mei-
ner Lebensgefährtin Kurz-
trips in andere Städte oder 
an die Ostsee.
Vielen Dank für das Ge-
spräch. Den Entwurf des Wahl
programms der LINKEN fi n-

den Sie im Internet unter 
http://www.dielinke-bran-
denburg.de/fileadmin/1._
LPT/Leitantrag_Wahlpro-
gramm.pdf 
Wer Fragen oder Anregungen 
an René Kretzschmar hat, 
erreicht ihn in der Geschäfts-
stelle der LINKEN, Altstäd-
tischer Markt 2, Telefon: 
03381 – 224733 oder per 
E-Mail: Rene.Kretzschmar@
dielinke-stadt-brb.de.
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Am Sonntag, 14. Juni, fi ndet 
in der Zeit von 10 bis 18 Uhr 
das siebte Kinder- und Famili-
enfest rund um das Waldcafé 
Görden statt. 
Das traditionelle Fest richtet 
sich an Kinder, Eltern und 
Großeltern. Die Schirmherr-
schaft hat die Bundestagsab-
geordnete Diana Golze (DIE 
LINKE) übernommen. Vor-
bereitet wird das große Kin-
der- und Familienfest durch 
Mitarbeiter der LINKEN, die 
Partei für soziale Gerechtig-
keit und Arbeit in Deutsch-
land (PSGAD) sowie Gruppen 
der Volkssolidarität.
Für die Vorbereitung sucht 
das Festkomitee noch tatkräf-
tige Unterstützung. Benötigt 
werden unter anderem Prei-
se, Süßigkeiten, Luftballons, 
Artikel für den Trödelmarkt 
und Kuchen. Auch Helfer für 
die Bastelstände, Sportwett-
bewerbe, die Beaufsichtigung 
der Hopseburg sowie für den 
Verkauf von Kaff ee und Ku-
chen sind herzlich willkom-
men. 
Wer Interesse hat, das Fest 
zu unterstützen oder Preise, 
Geld, Luftballons sowie an-
dere Dinge sponsern möchte, 
kann sich in der Geschäfts-
stelle der LINKEN, Altstäd-
tischer Markt 2 oder telefo-
nisch unter der Rufnummer 
03381-224733 melden. An-
sprechpartnerin ist Rosi Mu-
sehold.                             R.M.

Kinder-
fest

Vorbereitungsteam 

braucht Unterstützung 

für 14. Juni 2009

Der Brandenburger Projekt-
entwickler Detlev Delfs (CDU) 
ist bei seinem Parteifreund, 
dem Baubeigeordneten Mi-
chael Brandt (CDU), schein-
bar gut gelitten. Sein Pro-
jekt, einen schönen großen 
REWE-Markt auf dem Gelän-
de der früheren Kammgarn-
spinnerei zu entwickeln, wird 
off enbar wohlwollend geprüft 
und als gut befunden. 
Brandt lobt die frühzeitige An-
frage des Entwicklers Delfs. 
So konnte er diesem schon 
im August vergangenen Jah-
res mitteilen, dass eine Bau-
genehmigung für einen 
Lebensmittel-Vollsortimenter 
sowie einen Getränke-
markt auf dem Gelände der 
ehemaligen Kammgarnspin-
nerei möglich sei, soweit 
der Nachweis erbracht wird, 
dass keine schädlichen Aus-
wirkungen auf zentrale 
Versorgungsbereiche zu er-

Gut, wenn man Parteifreunde hat
Bei der Brachfl ächenentwicklung misst die Stadt scheinbar mit zweierlei Maß

warten sind. Das ist für die 
Entwicklung der Stadt eine 
gute Sache. Auch wenn das 

Verfahren, das Brandt hier 
wählen will, nicht unum-
stritten ist, bleibt doch die 
Hoff nung, dass auf dem drin-
gend zu entwickelnden Areal 
der Kammgarnspinnerei bald 
etwas Positives geschieht. 
Doch Delfs ist nicht der 
Einzige, der in Brandenburg 
Brachfl ächen entwickeln 
will. Ein anderer Investor will 
die Brache der ehemaligen 
Stärkefabrik an der Umge-
hungsstraße entwickeln.  
Auch das sollte ein wohl-
wollendes Interesse bei den 
Stadtentwicklern hervorru-
fen. Doch hier sieht die Sache 
anders aus. Dieses Projekt 
wird von der Verwaltung 
nicht so positiv gesehen. In 
der Stadtverordnetenver-
sammlung hat der Baubeige-

ordnete Brandt dazu gesagt, 
er wolle kein totes Pferd sat-
teln. 
Auch will Brandt im Au-
gust 2008 noch nichts von 
der Absicht zur Ansiedlung 
eines EDEKA-Marktes auf 
dem Gelände der früheren 
Stärkefabrik gewusst haben. 
Merkwürdig, diese mangeln-
de Kommunikation innerhalb 
der Stadtverwaltung. Bereits 
im März 2008 gab es Ge-
spräche des Investors mit der 
Wirtschaftsförderung und der 
Oberbürgermeisterin. Und 
erst im September wurde der 
zuständige Baubeigeordnete 
Brandt informiert? Der Ein-
druck, dass hier mit zweierlei 
Maß gemessen wird, drängt 
sich geradezu auf.
A. M.

Eine Konzeptskizze des Areals, zur Verfügung gestellt von dem Architekturbüro Kunz + Partner

Die Finanzkrise erschüttert 
die Welt, aber erschüttert sie 
auch unser alltägliches Le-
ben? Eine Friseurin drückte 
es jüngst bei der monatlichen 
Haarpfl ege so aus: „Mich regt 
das nicht auf. Ich habe schon 
jahrelang eine Finanzkrise.“ 
Das Gespräch gipfelte in der 
Frage: „Warum waren die 
Hunderten von Milliarden 
Euro, die man jetzt den Ban-
ken, den notleidenden Au-
toproduzenten und anderen 
Konzernen zuschiebt, vorher 
nicht da, um diese Finanz-
krise der einfachen Leute zu 

„Ich habe schon lange eine Finanzkrise“
überwinden?“  Warum ist das 
wohl so? Weil die Regierung 
mit Milliarden Steuergeldern 
ganz bewusst ein Wirtschafts-
system bewahren will, in 
dem viele Millionen Steu-
erzahler, wie die Friseurin, 
ihre persönlichen Finanzkri-
sen nie überwinden können. 
Dabei ist es dringend erfor-
derlich, dieses Wirtschafts-
system grundlegend zu än-
dern. Wenn die Friseurin 
möchte, darf sie sich daran 
beteiligen. Denn das Grund-
gesetz schützt nicht den 
Kapitalismus, sondern die 

freiheitlich demokratische 
Grundordnung. Es schützt 
also eine Ordnung, in der die 
Menschen frei und demokra-
tisch darüber entscheiden, in 
welchem Wirtschaftssystem 
sie leben wollen. Das kann 
der Kapitalismus sein, die 
soziale Marktwirtschaft oder 
ein demokratischer Sozialis-
mus. 
Wie aber könnte der aus-
sehen? Es hat jedenfalls nie 
einen demokratischen Sozia-
lismus gegeben. An keinem 
Ort der Welt hat er sich je be-
weisen dürfen. Um ihn ken-

nenzulernen, muss begonnen 
werden, ihn zu entwickeln. 
Das Grundgesetz mit seinem 
Sozialstaatsprinzip ist ideal 
für einen demokratischen So-
zialismus. Er will eine Gesell-
schaft der Freien und Glei-
chen. Er zwingt Niemanden 
zu seinem Glück. Er stellt 
sich Wahlen. Und er steht zur 
Wahl, für die Friseurin und 
alle Anderen, das nächste 
Mal am 7. Juni 2009. 
Wolfgang Nešković, MdB, 
Stellvertretender Fraktionsvor-
sitzender DIE LINKE. im Bun-
destag

Aktueller Blick auf die ehemalige Stärkefabrik
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Ist die Rentenanpassung 
zum 1. Juli diesen Jahres die 
längst fällige deutliche Erhö-
hung oder doch nur ein Wahl-
geschenk? Im Superwahljahr 
2009 scheinen besonders die 
konservativen und rosaroten 
Parteien ihre Wählerstimmen 
sichern zu wollen. 
Beschlossen wurde, dass die 
Bezüge der RenterInnen in 
den alten Bundesländern um 
2,41 Prozent und um 3,38 Pro-
zent in den neuen Bundeslän-
dern steigen. Dies entspricht 
bei 800 Euro Rente rund 27 
Euro mehr pro Monat. Nimmt 

Rentenerhöhung verpuff t
Regelleistung an Rentenentwicklung gekoppelt /Steigerung um 23 Cent

man eine Rente in Höhe von 
1.000 Euro als Grundlage, 
steigen die Bezüge um etwa 
33 Euro.
Trotz der geplanten Erhöhung 
werden viele RenterInnen 
kaum mit ihrer Rente aus-
kommen. Die Infl ation frisst 
die Erhöhung auf, gestiegene 
Kosten der Energieversor-
gung, die gestiegene Mehr-
wertsteuer, Gesundheits-
reform, Steuerreform und 
natürlich die Schutzschirme 
für die Banken tun ihr Üb-
riges. 
Die Anhebung der Regelsät-

ze für BezieherInnen von 
Arbeitslosengeld II ist an die 
geplante Rentenerhöhung 
gekoppelt. Um 2,41 Prozent 
werden die Regelsätze bun-
desweit zum Juli angehoben. 
Die Regelleistung steigt von 
bisher durchschnittlich 351 
Euro auf rund 359 Euro. 
Dass dieser Betrag gerade 
das Überleben, nicht aber ein 
Leben in Würde sichert, zeigt 
folgender Wert: 4,55 Euro hat 
ein Alleinstehender ALG-II-
Bezieher ab Juli täglich für 
Essen zur Verfügung, ganze 
23 Cent mehr als bisher.  P.Z.

Die Renten klettern in die-
sem Jahr nach vielen Jahren 
der Stagnation oder ganz 
kleinen Steigerungen nicht 
nur spürbar, sondern wer-
den im Osten sogar noch 
zusätzlich um knapp ein 
Prozent erhöht. Doch der 
liebliche Schein trügt. Jahr 
für Jahr gibt es eine Infl a-
tionsrate – seit fünf Jahren 
stehen die Rentenerträge im 
Minus. Um 8,5 Prozent ver-
loren sie allein durch diese 
Infl ation an Kaufkraft. 
Außerdem stehen in die-
sem Jahr Wahlen an. Und 
20 Millionen Rentner sind 
eine Macht. Es ist somit 
alles – nur kein ehrlich ge-
meintes Rentnergeschenk. 
Dahinter steckt vielmehr 
blanke Angst der bürger-
lichen Parteien CDU, SPD 
und der FDP. 
Wenn die Wahlen vorbei 
sind, wird man vielleicht 
froh sein müssen, dass die 
Renten nicht abgesenkt 
werden. Selbst daran ist 
schon gedacht worden. Da-
mit dürfte auch klar sein, 
dass die Rentner, betuchte 
und angehende Millionäre 
mal ausgenommen, auch 
weiterhin auf der Verlierer-
seite stehen. Noch härter 

Steigende Renten
triff t es die „Ostrentner“, die 
sich auch 20 Jahre nach der 
Wende mit etwa 87 Prozent 
der Westrente begnügen 
müssen, obwohl auch sie 
mit ihrer Hände Arbeit das 
Land wieder aufgebaut ha-
ben. Wenn die Angleichung 
so weitergeht wie bisher, 
soll das ganze Prozedere 
noch 160 Jahre dauern, wol-
len Experten herausgefun-
den haben.
DIE LINKE hat sich eindeutig 
positioniert und betrachtet 
diese Rentenerhöhung als 
ein Wahlgeschenk der Re-
gierung. Wiederholt hat DIE 
LINKE bereits im Bundestag 
auf die Benachteiligung der 
Rentner, insbesondere jener 
aus dem Osten, hingewie-
sen. Übrigens als einzige 
Partei. Außerdem hat sie 
für eine menschenwürdige 
Mindestrente plädiert, die 
in trauter Gemeinsamkeit 
von den anderen Parteien 
abgeschmettert wurde. 
Die prozentuale Anhebung 
ist ungerecht, denn ausge-
rechnet jene, die das Geld 
dringend brauchen, werden 
mit kleinen, kaum spür-
baren Anhebungen abge-
speist.      
W.W.

Kommentar

Frankfurt/Oder, Frankfurt/
Main, Berlin, Köln, sie alle ha-
ben sie:  sanierungsbedürftige, 
problembehaftete Stadtteile. 
Überwiegend gekennzeich-
net von einer schwierigen 
Sozialstruktur gelten diese 
als soziale „Brennpunkte“. 
Der Stadtteil Hohenstücken 
scheint exemplarisch dafür 
zu stehen.
 

Einst als ein „Prachtviertel“ 
mit strikter Funktionstren-
nung konzipiert — es sollte 
nur gewohnt und Kinder 
aufgezogen werden — setzte 
nach 1990 ein Abwärtstrend 
ein, der von Migrationsbe-
wegungen, räumlicher Tren-
nung sozialer Gruppen, Woh-
nungsleerstand und einem 
schleichenden Imageverlust 
begleitet wurde. War Hohen-
stücken zu DDR-Zeiten ein be-
vorzugter Wohnungsstandort, 
entwickelte sich das Gebiet 
nach der Wende zurück. So 

Die Perle Hohenstücken´s
Bürgerhaus Hohenstücken - Geradlinigkeit in der Stadtentwicklung

schrumpfte die Einwohner-
zahl auf fast die Hälfte.
Auch das Stadtumbaukonzept 
der Stadt für Hohenstücken 
griff  nur bedingt. Obwohl 
von „Rückbau“ und „Umbau“ 
für die Aufwertung des Woh-
nungsumfeldes die Rede ist, 
muss wohl eher von sinn-
entleertem Kahlschlag ohne 
Perspektive und Nachhaltig-
keit gesprochen werden. Das 
von der Oberbürgermeisterin 
eher als Ballast angesehene 
Hohenstücken beginnt mit 
Hilfe vieler engagierter Bür-
ger und linker politischer 
Kräfte diesen Trend umzu-
kehren. 
Mit der Schaff ung des Bür-
gerhauses Hohenstücken als 
sozio-kulturelles Zentrum 
und wichtigstes Stadtent-
wicklungsinstrument sind 
die Erfolge direkt beobacht-
bar. Nicht nur der Zuspruch 

der Bürger, sondern auch 
das Interesse anderer Städte 
und Bundesbehörden an der 
Arbeit dieser Institution, för-
dern nachhaltig den Fokus 
auf die Aktivitäten des Bür-
gerhauses und die Entwick-
lung Hohenstückens. 
Das breite Spektrum der Leis-
tungen des Bürgerhauses er-
streckt sich von Beratungen 
über Information, Integration 
bis hin zu gastronomischen 
Angeboten. Die im Haus an-
sässigen Vereine und Einrich-
tungen zeichnen sich durch 
ein soziales Miteinander aus, 
welches sich gerade bei Groß-
veranstaltungen zeigt. 
Die genannten Umstände sor-
gen dafür, dass selbst eine 
stets „hohenstückenverdros-
sene“ Oberbürgermeisterin 
plötzlich vor Begeisterung für 
den Stadtteil und das Bürger-
haus nur so sprüht.          I. S.Das Bürgerhaus in Hohenstü-

cken vor der Umgestaltung 
- kein beliebter Treff punkt

Richtig gut besucht bei der Eröff nung und heute ein beliebter 
Bürgertreff .

Die Freude über den Rentenbescheid ist meist nur kurz
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Mit 41 von 785 Abgeordneten 
im europäischen Parlament 
sind die Linken eine kleine 
Fraktion. Sie sind einer der 
sieben deutschen Linksabge-
ordneten. Wie sieht Ihre Bilanz 
nach nunmehr 10 Jahren aus?
Markov: Als ich zum ersten 
Mal ins Europäische Parla-
ment einzog, bestand die EU 
aus 15 Mitgliedstaaten. Heute 
sind es 27. Das Kräfteverhält-
nis hat sich ganz deutlich zu 
Gunsten einer neoliberalen 
Politik verschoben. Dennoch 
konnten wir vor dem Hin-
tergrund der wechselnden 
Mehrheiten Zustimmung bei 
Abstimmungen im Plenum 
erreichen. So bei der Forde-
rung nach Einführung von 
Mindestlöhnen in allen Mit-
gliedstaaten der EU, für die 
Festlegung eines konkreten 
Fahrplans für die Verringe-
rung der Armut und insbe-

Europa ist mehr als ein Finanzplatz
Interview mit Helmuth Markov, seit 1999 Mitglied des Europäischen Parlaments

sondere der Kinderarmut 
in der EU, für die Verhinde-
rung der Liberalisierung von 
Dienstleistungen in Häfen, 
für die Abmilderung - wenn 
auch nicht Verhinderung - 
der Dienstleistungsrichtlinie, 
für die weitgehende Beibehal-
tung der kommunalen Selbst-
bestimmung beim ÖPNV oder 
für eine arbeitnehmerfreund-
liche, europaweite Regelung 
der Lenk- und Ruhezeiten von 
Fernfahrern, für die kritische 
Bewertung des Schutzes der 
Menschenrechte in der Euro-
päischen Union durch das Eu-
ropäische Parlament oder für 
die Durchsetzung einzelner 
Positionen im Zusammenhang 
mit der Anwendung biomet-
rischer Daten in Pässen und 
Reisedokumenten und die in 
wichtigen Teilen gelungene 
Entschärfung der Richtlinie 
zur Vorratsdatenspeicherung. 

Wichtig war und ist uns die 
enge Verbindung zu den au-
ßerparlamentarischen Bewe-
gungen. Wir waren und sind 
außerhalb des Parlaments Ge-
sprächspartner für Gewerk-
schaften, Friedensinitiativen, 
Arbeitslosenverbände, für 
die Antiprivatisierungsbewe-
gung, für die „Initiative für 
das Europäische Bürgerbe-
gehren“ und verschiedenste 
Nichtregierungsorganisati-
onen, für die Landesvertre-
tungen von Bundesländern 
in Brüssel, für Botschaften, 
aber auch für Handwerks-
kammern und Industrie- und 
Handelskammern sowie für 
regionale Gebietskörper-
schaften. Durch meine Arbeit 
im Europäischen Parlament, 
durch die Vielzahl von Ge-
sprächen mit Präsidenten, 
Managern, Geschäftsführern, 
Gewerkschaftern, Friedens-
aktivisten, Reichen und Ar-
men bin ich heute mehr denn 
je davon überzeugt, dass man 
global denken, aber regional 
handeln muss. Anders wird 
es auf Dauer nicht gehen. 

Die Finanzkrise hat auch auf 
europäischer Ebene etwas be-
wirkt. 
Markov: Sicher. Beschlossen 
wurde ein Europäisches Kon-
junkturprogramm über 200 
Mrd. € - fi nanziert zu 80 % von 
den Mitgliedstaaten, zu 20 % 
aus EU-Mitteln, der Rat befür-
wortete dazu beispielsweise 
zusätzliche europäische Kre-

dite für die Förderung von 
klein- und mittelständischen 
Unternehmen, Klimaschutz-
maßnahmen und Infrastruk-
turausbau sowie die zeitwei-
lige Aussetzung bestimmter 
Beihilfe- und Vergaberegeln. 
Auch wurde angeregt, auf 
Ebene der Mitgliedstaaten 
über Mehrwertsteuerermä-
ßigungen in bestimmten 
Sektoren und „direkte Bei-
hilfen für […] insbesondere 
die einkommensschwächs-
ten Haushalte“ nachzuden-
ken. Gleichzeitig beriet das 
Europaparlament über Vor-
schläge der Kommission zur 
EU-weiten Regulierung von 
Rating-Agenturen sowie zur 
verstärkten Einlagensiche-
rungspfl icht von Banken. All 
dies sind durchaus begrü-
ßenswerte und von der LIN-
KEN seit langem geforderte 
Ansinnen.

Aber?
Markov: Was fehlt, ist eine 
ganz grundlegende Änderung 
der Politikausrichtung in der 
EU und den Mitgliedstaaten: 
weg von einer exportorien-
tierten Wirtschaftspolitik 
und Außenwirtschaftsförde-
rung, hin zur Stärkung der 
Binnennachfrage durch 
europäische und nationale 
Konjunkturprogramme, die 
die Massenkaufkraft, also 
die der Lohnabhängigen, 
Arbeitslosen, Rentnerinnen 
und Rentner, kleinen und 
mittleren Betriebe stärken. 
Einkommen müssten über 
Mindestlöhne und Anhebung 
des Arbeitslosengelds auf ein 
sozial verträgliches Niveau 
gehoben werden. Die Einfüh-
rung eines öff entlich geför-
derten Beschäftigungssek-
tors in allen Mitgliedsländern 
wäre ein weiterer sinnvoller 
Schritt. Die Privatisierung der 
Altersvorsorge muss gestoppt 
und auf europäischer Ebene 
durchgesetzt werden, dass 
die Betriebsrentenrichtlinie 
geändert wird – mit einge-
zahlten Rentenbeiträgen darf 
nicht länger in hochriskanten 
Fonds spekuliert werden dür-
fen. 

Worin liegen die Chancen der 
Linken in Brüssel und Straß-
burg?
Die Menschen erwarten, 
dass die Politik die sich auf-

türmenden Probleme löst 
und Alternativen anbietet. 
Wir tragen jene Themen auf 
die Bühne Europas, welche 
die Bürger bewegen. Das hat 
den Linken in Deutschland 
sehr geholfen und wir müs-
sen erreichen, dass immer 
mehr Menschen das auch 
außerhalb erkennen. Ge-
meinsame Leitaussagen, ein 
geschlossenes Auftreten der 
Linken vieler Länder ist da-
bei wichtig. Wir lehnen Krieg 
als Mittel der Politik ebenso 
ab wie den grassierenden So-
zialabbau und die drohende 
Altersarmut für Millionen. Es 
kann nicht sein, dass Reiche 
steuerlich entlastet werden, 
während viele Menschen von 
ihrer Arbeit nicht mehr leben 
können. Zum Teil sind das 
Positionen, die früher von so-
zialdemokratischen Parteien 
vertreten wurden, die sie 
aber aufgegeben haben.
(Weitere Infos zur Bilanz der 
Delegation der LINKEN in der 
Fraktion GUE/NGL des Euro-
päischen Parlaments unter 
www.dielinke-europa.de)
Helmuth Markov, Jahrgang 
1956, ist seit 1999 Mitglied 
des Europäischen Parla-
ments. Er ist u. a. Vorsitzen-
der des Ausschusses für in-
ternationalen Handel (INTA), 
Stellvertretendes Mitglied 
im Ausschuss für Verkehr 
und Fremdenverkehr und 
Mitglied im nichtständigen 
Ausschuss zu den politischen 
Herausforderungen und 
Haushaltsmitteln der erwei-
terten Union 2007-2013.

Strassbourg

Medien benutzen die Ableh-
nung des Lissabon-Vertrages 
durch DIE LINKE regelmäßig, 
um sie der „Europafeindlich-
keit“ oder gar Gegnerschaft 
zur EU zu bezichtigen – Ver-
gleichbares hörten wir 1996, 
als der Fusionsstaatsvertrag 
mit Berlin zur Abstimmung 
stand.
Damals wie heute gilt: Wer 
einem Vertrag nicht zu-
stimmt, der lehnt nicht auto-
matisch das Projekt ab. DIE 
LINKE will die europäische 
Integration – das hat sie in 
ihrem Europawahlprogramm 
deutlich erklärt. Sie lehnt 
aber aus guten Gründen den 
EU-Grundlagenvertrag ab: Un-
sere Ablehnung richtet sich 

Ist DIE LINKE gegen Lissabon?
in erster Linie gegen die im 
Text enthaltenen Aussagen 
zur Militarisierung der EU-
Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik, gegen die Aus-
richtung der EU an neolibe-
ralen Maßstäben bei Verzicht 
auf eine Sozialstaatsklausel, 
die angestrebte Art der ver-
stärkten Zusammenarbeit von 
Polizei- und Sicherheitsdiens-
ten sowie das weiter beste-
hende Demokratiedefi zit der 
EU. Zudem wurde der Vertrag 
an den nationalen Parlamen-
ten vorbei ausgehandelt und 
– bis auf Irland - ohne Volks-
abstimmung ratifi ziert.
Natürlich sehen auch wir die 
Fortschritte: Erstmals könnten 
Bürgerinnen und Bürger 

mittels eines europäischen 
Bürgerbegehrens ihre Anlie-
gen an die EU-Gremien her-
antragen. Der Lissaboner Ver-
trag würde bei Inkrafttreten 
die Rechte des Europäischen 
Parlaments und der natio-
nalen Parlamente erweitern, 
einen anderen Abstimmungs-
modus im Rat auf den Weg 
bringen und zur Verbind-
lichkeit der EU-Grundrechte-
charta führen. In Abwägung 
des Pro und Kontra hat DIE 
LINKE jedoch mit großer 
Mehrheit den Vertrag den-
noch abgelehnt und nun in 
ihrem Wahlprogramm ihre 
alternativen Vorstellungen 
für ein anderes Europa ent-
wickelt.

TIPP:
28. Mai 2009, 
18.00 Uhr 

Helmuth Markov:
„Was bringt Europa für 
mich?“ Ein unterhalt-
samer Themenabend 
zur Europwahl

DIE LINKE Lädt ein zum 
Europaforum. Musi-
kalische Untermalung 
durch Frank Viehweg

Ort: „Philipp Müller“ 
Steinstraße, Branden-
burg an der Havel
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Rd. 80 Prozent der EU-Ent-
scheidungen haben unmit-
telbare Wirkung auf die Mit-
gliedstaaten. Deshalb ist die 
Frage, wie EU-Recht entsteht 
und inwieweit demokratische 
Akteure aus und in den Mit-
gliedstaaten sich in diesen 
Prozess mit eigenen Vorschlä-
gen einbringen können, wich-
tig.
Auch in Brandenburg ist die 
Meinung weit verbreitet, die 
Grundrichtung der EU wür-
de vor allem von Brüsseler 
Beamten bestimmt. Dies ist 
aber nicht so. Natürlich legen 
die Europäische Kommission 

Wie funktioniert die EU?
Wie das EU-Recht entsteht

HAVELbrandung

Vieles spricht dafür, dass die 
extreme Rechte bei der kom-
menden Europawahl weiter 
zulegen wird. In den Nieder-
landen liegt die „Partij voor 
de Vrijheid“ des Rechtspo-
pulisten Geert Wilders bei 
aktuellen Umfragen in der 
Wählergunst ganz vorn. Ende 
September 2008 holten die 
österreichischen Rechtspar-
teien „Freiheitliche Partei Ös-
terreichs“ (FPÖ) und „Bünd-
nis Zukunft Österreichs“ 
bei den Nationalratswahlen 
zusammen über 27 Prozent 
der Stimmen. Ein halbes Jahr 
zuvor hatte sich die rassis-
tische „Lega Nord“ (LN) bei 
den italienischen Parlaments-
wahlen um 3,8 Prozent auf 
nunmehr 8,3 Prozent steigern 
können. Seither ist sie, zum 
wiederholten Mal, Teil der 
Mitte-Rechts-Koalition von 
Silvio Berlusconi. Aber auch 
in einigen osteuropäischen 
Ländern konnten sich rechts-
extreme Parteien in jüngster 
Vergangenheit etablieren. 
Seit Sommer 2006 ist die 
„Slowakische Nationalpartei“ 
Juniorpartner einer Koalition 

Europas rechter Rand rückt in die Mitte
Rückt die extreme Rechte bei der Europawahl weiter vor?

aus Sozialdemokraten und 
Konservativen. Der bulga-
rischen Bewegung „Ataka“ 
des Antisemiten Volen Side-
rov sagen Meinungsforscher 
derzeit um die sieben Prozent 
voraus.
Im Januar 2007 war es rechts-
extremen Parteien mit der 
Formation „Identität, Tra-
dition, Souveränität“ (ITS) 
erstmals seit über einem 
Jahrzehnt wieder gelungen, 
eine eigene Fraktion im Eu-
ropaparlament zu initiieren. 
Daran beteiligt waren neben 
der FPÖ und Ataka die fran-
zösische „Front National“, der 
belgische „Vlaams Belang“, 
die „Großrumänienpartei“ 
sowie zwei Abgeordnete ne-
ofaschistischer Parteien aus 
Italien. Zwar zerfi el die ITS 
aufgrund interner Konfl ikte 
bereits im November dessel-
ben Jahres wieder, doch das 
Signal ist unverkennbar: Die 
extreme Rechte hat sich auf 
europäischer Ebene zurück-
gemeldet.
Mit der Erhöhung des 
Quorums zur Gründung einer 
Fraktion von bisher 20 auf 

25 Abgeordnete, die nun aus 
sieben statt bisher aus sechs 
Staaten stammen müssen, hat 
das Europäische Parlament 
versucht, auf diese Entwick-
lung zu reagieren. Doch das 
Ansinnen, den Rechtsextre-
men damit Grenzen zu setzen, 
könnte ins genaue Gegenteil 
umschlagen. Denn auch die 
zwei rechtskonservativen 
Fraktionen „Union für ein Eu-
ropa der Nationen“ (UEN) mit 
rund 40 Mitgliedern und „Un-
abhängige/Demokraten“ mit 
knapp über 20 Mitgliedern 
geraten dadurch unter erheb-
lichen Existenzdruck – zumal 
mehrere konservative Par-
teien angekündigt haben, sich 
nach der Wahl im Juni neu 
zu orientieren. Hier waren 
bisher auch die italienische 
Regierungspartei LN, die aus-
länderfeindliche „Dänische 
Volkspartei“ (DF), die seit 
Jahren die nationalliberale 
Koalition unter Anders Fogh 
Rasmussen duldet, sowie die 
nazistische griechische Partei 
LAOS organisiert. Alle drei 
müssen sich nun nach einer 
neuen Fraktion umsehen. 

Oder aber, sie versuchen, 
den bisher weitgehend aus-
gegrenzten Parteien des ITS-
Spektrums den Weg in die 
etablierten Rechtsfraktionen 
zu ebnen, um das Quorum 
zu erfüllen. Beide Szenarien 
würden einen qualitativen 
Sprung bedeuten, weil es 
erstmals in der Geschichte 
des Europaparlaments zu ei-
ner off enen Kooperation der 

„Regierungsrechten“ mit dem 
ITS-Spektrum käme. 
Carsten Hübner (Ex-MdB) ist 
freier Journalist und Autor 
der Studie „Rechtsextreme 
Netzwerke und Parteien in 
Europa – eine Bestandsauf-
nahme vor der Europawahl 
2009“.
Aktuelle Informationen unter 
www.eurorex.wordpress.com
C. H.

Berlusconi                                (Bild: Presidenza della Repubblica)

und ihre Generaldirektionen 
den Grundstein für die Ge-
setzgebungsverfahren. Seit 
1992 sind aber zum einen 
die Kompetenzen des Europä-
ischen Parlaments immer um-
fassender geworden - mit dem 
Lissaboner Vertrag ist eine 
weitere Erweiterung vorgese-
hen, so dass das Europapar-
lament dann in den meisten 
Bereichen Mitentscheidungs-
rechte haben wird.
Zugleich sind die Mitglied-
staaten der EU – in Gestalt 
des Ministerrates – gleichbe-
rechtigter Gesetzgeber. Über 
eine ganze Reihe von Fragen 
entscheiden sie nach wie 
vor allein, so z. B. in der Au-
ßen- und Sicherheitspolitik. 
Die Mitgliedstaaten haben so 
maßgeblichen Einfl uss auf die 
konkrete Gestaltung des euro-
päischen Rechts. In der Bun-
desrepublik sind die Bundes-
regierung, der Bundestag und 
über den Bundesrat die Bran-
denburger Landesregierung 

frühzeitig eingebunden. Der 
Bundestag und Landtage ent-
scheiden über die Umsetzung 
von EU-Recht in die nationale 
Gesetzgebung; so behandelt 
unser Landtag gegenwärtig 
ein Gesetz zur Umsetzung der 
Dienstleistungsrichtlinie.
Wenn eine europäische 
Richtlinie in Deutschland 
nicht die erwartete Wirkung 
erbringt, können deshalb 
nicht allein die EU-Kommis-
sion oder der Ministerrat in 
Haftung genommen werden. 
Umgedreht wären viele Rege-
lungen bei uns nicht geltendes 
Recht, wenn sich Deutschland 
mit seinen Positionen auf EU-
Ebene durchgesetzt hätte 
– ein anschauliches Beispiel 
dafür sind die Antidiskrimi-
nierungsrichtlinien (2000), 
denen sich Deutschland lange 
widersetzt und deren Umset-
zung es später hinausgezö-
gert hat, so dass die EU ein 
Vertragsverletzungsverfah-
ren einleiten musste.Europ. Parlament in Brüssel

Frieden stiften 
Europa muss Vorreiter sein

Europa muss Vorreiter einer 
konsequenten Friedens- und 
Abrüstungspolitik werden. 
Denn aus keinen anderen 
Gründen als denen des Frie-
dens und der Solidarität ist 
die Europäische Union einst 
geschaff en worden. 

Erinnern wir uns: Die EU 
entstand auf den Ruinen 
des II. Weltkrieges, eines der 
schrecklichsten Kriege der 
Weltgeschichte. Doch statt im 
Sinne ihrer Gründer Krieg zu 
verhindern, sind die EU und 
viele ihrer Mitgliedsstaaten 
derzeit in unzählige militä-
rische Konfl ikte verwickelt 
- und das weltweit. 
Zwar richtet Europa nicht 
mehr die Waff en aufeinander, 
als gewichtige Kraft in der 
Weltpolitik schmiedet die EU 
aber nun die Waff en für an-
dere und urteilt mit Bomben 
und scharfer Munition über 
andere Völker. Ob in Afrika, 
dem Nahen Osten, in Irak oder 

Afghanistan - überall sind eu-
ropäische Länder in kriege-
rische Auseinandersetzungen 
verwickelt. Dabei macht es 
für die LINKE keinen Unter-
schied, ob diese Interventi-
onen neuerdings als „huma-
nitär“ bezeichnet werden. Ein 
Krieg bedeutet immer Gewalt 
gegen die Zivilbevölkerung, 
er hat unzählige unschuldige 
Opfer, Hunger und Verelen-
dung zur Folge. DIE LINKE 
lehnt deshalb militärische 
Auslandseinsätze der EU und 
ihrer Mitgliedstaaten ohne 
Wenn und Aber ab. DIE LINKE 
setzt auf friedliche Konfl iktlö-
sungen, auf den politischen, 
wirtschaftlichen und kultu-
rellen Dialog zwischen den 
Völkern - ganz im Sinne der 
Gründungsväter und „Archi-
tekten“ der EU, Jean Monnet 
und Robert Schuman. 
Dr. Dagmar Enkelmann, 1. 
Parlamentarische Geschäfts-
führerin der Fraktion DIE 
LINKE
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Pünktlich zu Beginn des 
Wahlkampfjahres 2009 kam 
es auf den Markt, das Buch 
„Honeckers Erben“ von Hu-
bertus Knabe. Darin hat er 
die „Linken“ so madig ge-
macht, wie es nur möglich ist. 
Doch wer soll sein Buch wohl 
kaufen, dafür gut 20 Euro 
gewissermaßen zum Fenster 
hinauswerfen? Schließlich 
wissen die „Linken“ doch am 
besten selbst, was sie wol-
len und nicht Herr Knabe. 
Aber er denkt sicher, dass 
er damit der CDU im Wahl-
kampf einen großen Dienst 
erweist – natürlich vor allem 
auch in Berlin und im Land 
Brandenburg. Die bei den 
„Linken“ sind die Bösen, die 
in den anderen Parteien sol-
len wohl die Guten sein, sie 
werden nicht erwähnt. Trotz-
dem ist das Ganze dumm für 
ihn gelaufen. Die Statistik in 
den letzten Märztagen sagt 
aus, dass die „Linken“ in un-
serer Region viele Sympa-

LINKE „so madig wie möglich“
DIE LINKE profi tiert von stetigem Einsatz für mehr soziale Gerechtigkeit

thisanten haben. Schließlich 
setzen sie sich stets für mehr 
soziale Gerechtigkeit ein. 
Die benötigt übrigens auch 
Herr Ackermann, Chef der 
Deutschen Bank. Seine Ver-
gütung für 2008 ist auf 1,4 
Millionen Euro geschrumpft. 
Ob man eine Sammelaktion 
für den Armen veranstalten 
sollte? Übrigens, ein Mitar-
beiter vom Wachschutz, mit 
einem Stundenlohn von fünf 
Euro, erhält bei monatlich 
180 Stunden Arbeitszeit im 
Jahr 10.800 Euro Bruttolohn, 
in zehn Jahren 108.000 Euro 
und in einhundert Arbeits-
jahren 1,08 Millionen! Al-
lerdings – wer schaff t schon 
so viele Arbeitsjahre? Nicht 
vergessen ist die Kassiererin, 
welche jetzt vor den Europä-
ischen Gerichtshof ziehen 
muss, weil sie angeblich ei-
nen Pfandzettel von etwa 1,30 
Euro veruntreut haben soll 
und deshalb nach vielen Ar-
beitsjahren entlassen wurde. 

Da sind Herr Funke (Ex-Chef 
der Pleitebank Hypo-Real-Es-
tate), Herr Ackermann sowie 
insgesamt viele weitere Ban-
ker besser dran. Sie haben 
Millionen, ja sogar Milliar-
den in den Sand gesetzt und 
dennoch werden sie in keiner 
Weise dafür haftbar gemacht. 
Der Steuerzahler kann ja 
dafür aufkommen. „Die Klei-
nen hängt man, die Großen 
lässt man laufen“- Da dieser 
Spruch aber scheinbar noch 
immer aktuell ist, muss unse-
re demokratische Rechtsspre-
chung Lücken haben. Da ist 
wohl einiges veränderungs-
bedürftig – genau so wie bei 
fehlenden Mindestlöhnen etc. 
Also muss weiter für mehr so-
ziale Gerechtigkeit gekämpft 
werden. Und wer steht da-
bei in der vordersten Reihe? 
DIE LINKE natürlich! Und 
das spricht sich immer mehr 
herum. Daran wird auch das 
Buch des Herrn Knabe nichts 
ändern.                            E. A.

HAVELbrandung

Kinderarmut
Jedes 4. kind lebt in Armut

Kinderarmut in der Bundes-
republik hat viele Seiten. Die  
kinder- und jugendpolitische 
Sprecherin der Bundestags-
fraktion DIE LINKE, Diana 
Golze, sagte dazu: „Kinder-
armut manifestiert sich als 
Mangel an Bildung, Gesund-
heit, Mobilität, Freizeitgestal-
tungsmöglichkeiten, Kultur, 
ja sogar als Mangel an gesun-
der Ernährung.“ Das verfüg-
bare Einkommen ist dabei der 
entscheidende Faktor. Jedes 
vierte Kind unter fünf Jahren 
lebt nach den Kriterien der Eu-
ropäischen Union in relativer 
Armut und damit auf einem 
Einkommensniveau, das es 
von einer angemessenen so-
zialen und gesellschaftlichen 
Teilhabe ausschließt. 
Die Antwort auf die Kinder-
armut kann nicht der weitere 
Abbau, sondern muss ein 
Ausbau des Sozialstaats sein. 
Am 9. Mai veranstaltet der 
Arbeitskreis „Gesundheit und 
soziale Sicherung“ der Bun-

destagfraktion DIE LINKE von 
10 bis 16 Uhr einen Fachtag 
zum Thema „Bekämpfung der 
Kinderarmut in Theorie und 
Praxis“ in Frankfurt (Oder). 
Die Kommune hat es sich zur 
Aufgabe gemacht, Kinderar-
mut regelmäßig zu untersu-
chen. Seit einigen Jahren erar-
beitet Frankfurt (Oder) einen 
eigenen Kinderarmutsbericht 
und zieht daraus Rückschlüs-
se für kommunales Handeln.
Gemeinsam mit Akteurinnen 
und Akteuren aus Verbän-
den und Organisationen auf 
Bundes-, Landes- und kommu-
naler Ebene sollen Ursachen 
und Folgen von Kinderarmut 
erörtert werden. Darauf auf-
bauend stehen Regierungs-
maßnahmen und Alterna-
tiven der Fraktion DIE LINKE 
im Fokus der Debatte. 
Interessenten für die Fach-
tagung können sich an das 
Wahlkreisbüro der LINKEN 
am Altstädtischen Markt 2 
wenden.                           D. G.

In Berlin demonstrierten 
am 28. März rund 30.000 
Menschen gegen das unsozi-
ale Krisenmanagement der 
Bundesregierung. Unter dem 
Motto „Wir zahlen nicht für 
Eure Krise!“ kritisierten die 
Demonstranten in Berlin und 
Frankfurt am Main die Milli-
ardenhilfen der Regierungen 
für die zahlreichen in fi nan-
zielle Schiefl age geratenen 
Banken. Es handelte sich um 
die größte Demonstration in 
Deutschland seit Ausbruch 

Großdemo „Wir zahlen nicht für eure Krise“ 
55.000 Menschen bei Krisen-Protesten in Berlin und Frankfurt am Main

der Finanz- und Wirtschafts-
krise. Auf der Berliner Ab-
schlusskundgebung übte der 
Fraktionsvorsitzende der 
LINKEN im Bundestag, Gre-

gor Gysi, scharfe Kritik an 
der Bundesregierung. Der Be-
schluss, die Abwrackprämie 
nicht an Hartz-IV-Empfänger 
auszuzahlen, „ist ein Skandal 
und nichts anderes“, betonte 
Gysi. Die Politik lasse die 
„Casino-Mentalität“ der Wirt-
schaft zu. Die Finanzmärkte 
und Manager würden immer 
mehr „außer Rand und Band“ 
geraten. Sie seien „maßlos 
geworden“, sagte Gysi. Der 
Politikprofessor an der Frei-
en Universität Berlin, Peter 

Großdemonstration in Berlin. Treff punkt war das Rote Rathaus. 

Grottian, hat in seiner Rede 
zu „Demonstrationen, Streiks 
und zivilem Ungehorsam“ 
aufgerufen. Zahlreich wurde 
die Meinung vertreten, dass 

die Gewerkschaften sich 
nicht dauerhaft gefallen las-
sen sollten, dass Deutschland 
eines der wenigen Länder in 
Europa ist, in denen der po-
litische Streik nicht erlaubt 
ist. Sprüche wie „Wer Wasser 
predigt und Wein säuft, hat 
Ärger verdient“ und „Weg 
mit Hartz IV. Das Volk sind 
wir“ waren aus den Reihen 
der Demonstranten zu hören. 

Unter ihnen war auch der 
DDR-Bürgerrechtler Fried-
rich Schorlemmer, der sich 
erst kürzlich dem globalisie-
rungskritischen Netzwerk  
Attac anschlossen hat.
Die Gewerkschaftsführungen 
hatten allerdings geknif-
fen. So waren nur einzelne 
Unterabteilungen der Ge-
werkschaften am Aufruf zur 
Demonstration beteiligt, Ge-

werkschaftsmitglieder waren 
hingegen zahlreich vertreten. 
Die Demonstration war laut 
und bunt, auff ällig viele Fah-
nen der LINKEN  waren zu 
sehen. Am 16. Mai fi ndet die 
nächste Groß-Demonstration 
in Berlin statt, diesmal vom 
Deutschen Gewerkschafts-
bund (DGB) getragen, unter 
dem Motto „Für ein soziales 
Europa“.                        H. Ha.

55.000 Menschen erschienen zu den Demonstrationen
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Frühstück für Jedermann in der Geschäftsstelle
Veranstaltung in der Geschäftsstelle erfreut sich großer Beliebtheit

DIE LINKE bietet im Kreis-
verband Brandenburg an der 
Havel an jedem dritten Mitt-
woch im Monat von 9.30 bis 
12.00 Uhr ein off enes Früh-
stück für Jedermann an. 
Gemeinsam kann bei einer 
Tasse Kaff ee und leckeren 
Brötchen mit Vertretern der 
LINKEN über Politik, Stadt-
geschehen oder weitere The-
men diskutiert und debattiert 
werden. DIE LINKE freut sich 
über Kritik und Anregungen. 

Das Frühstück in der Geschäftsstelle ist immer gut besucht. Ab 9.30 Uhr lädt DIE LINKE zu 
Gesprächen über Politik und Stadtgeschehen ein.

Als die Wirtschaft in Deutsch-
land noch brummte, wurden 
Leiharbeiter benutzt, um 
Auftragsspitzen abzufedern. 
Jetzt, wo die Gewinne sinken,  
sind die Zeitarbeiter die Ers-
ten, die entlassen werden. 
Deutschlands Leiharbeiter ar-
beiten einer Studie des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) zufolge europaweit 
unter den schlechtesten Ar-
beitsbedingungen. Sie wer-
den teilweise wie Tagelöhner 
behandelt und unterliegen 
dem Motto „Heuern und Feu-
ern“. Die schlechten Arbeits-
bedingungen zeigen sich vor 
allem in niedrigen Löhnen, 
die oft so gering sind, dass 
die Betreff enden ergänzende 
Sozialleistungen beantragen 
müssen. Weitere Kritikpunk-
te sind, dass Urlaubsansprü-
che teilweise nach Auftrags-
lage abgegolten und dass 
Weiterbildungsmaßnahmen 
so gut wie gar nicht ange-
boten werden. Auch kommt 
ein echter Kündigungsschutz 
kaum zum Tragen. In den 
eingesetzten Betrieben wer-
den die Zeitarbeiter oft als 
„zweite Wahl“ behandelt, da 
sie der Stammbelegschaft die 
Arbeit wegnehmen oder billi-
ger produzieren. 
Möglich wurde diese Ent-
wicklung durch das Arbeit-
nehmerüberlassungsgesetz 
(AÜG), das während der Rot-
Grünen Regierungszeit von 
Ex-Bundeskanzler Gerhard 
Schröder (SPD) eingeführt 
wurde. Es wurde im Zuge 
der arbeitsmarktpolitischen 
Reformen, unter Mitwirkung 
des Arbeitsmarktexperten Pe-

Leiharbeit bleibt schlecht bezahlt
CDU und CSU lehnen einen Mindestlohn für die Zeitarbeitsbranche ab

ter Hartz, zur Deregulierung 
der Leiharbeit verabschiedet. 
Ziel war es, Langzeitarbeitslo-
se über dieses Instrument in 
dauerhafte Beschäftigungs-
verhältnisse zu vermitteln. 
Dieser sogenannte Klebeef-
fekt ist aber weitgehend aus-
geblieben.
Das Ziel, die Leiharbeit aus-
zuweiten, wurde erreicht, die 
damit verbundenen sozialpo-
litischen und arbeitsmarktpo-
litischen Ziele jedoch nicht. 
Dumpinglöhne, Ausbeutung 
und Risikoverlagerung zu 
Lasten der Leiharbeitnehmer 
haben sich verschärft und 
belasten die Grundsiche-
rungssysteme zusätzlich. Der 
Grund dafür ist das schwam-
mig gefasste AÜG.

Für die rund eine 
Millionen Zeitarbeiter 
muss endlich gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit 

gezahlt werden

Da die CDU/CSU bei der Min-
destlohndebatte die Zeitar-
beitsbranche heraushalten 
will und es somit kurzfristig 
wohl keinen Mindestlohn 
geben wird,  muss das AÜG 
nachgebessert werden. Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit 
muss endlich verbindlich 
festgeschrieben werden.
Die Zahl der in Leiharbeits-
verhältnissen Beschäftigten, 
ist von 400.000 vor den 
Hartz-Reformen bis zum Juni 
2008 auf nunmehr 800.000 
angestiegen. Durch die hohe 
Fluktuation in dieser Bran-
che geht der DGB von rund 

1,1 Mio. Beschäftigten pro 
Jahr aus.
Auch wenn in Zeiten der 
Wirtschaftskrise die Zahl der 
Leiharbeiter derzeit zurück-
geht, kann davon ausgegan-
gen werden, dass mit Wie-
deranziehen der Konjunktur 
die Zahl der Leiharbeiter die 
Millionengrenze übertreff en 
wird. 
Wie schlimm das Ganze 
ausufert, zeigt die Praxis 
in Krankenhäusern. Diese 
gründen zunehmend eigene 
Zeitarbeitsfi rmen, um Arbeit-
nehmer, die bisher direkt 
im Unternehmen eingestellt 

wurden, als Leiharbeitneh-
mer auf demselben Arbeits-
platz einzusetzen. Dies wird 
als Strategie zur Personal-
kostensenkung betrieben. 
Diese Praktik schwächt die 
hoch gelobte Tarifautonomie 
in Deutschland, weil so auch 
die Stammbelegschaft unter 
Druck gerät. Somit werden 
nicht nur die Beschäftigten 
in der Zeitarbeitsbranche zu 
Verlierern, sondern auch die 
Stammbelegschaft, da diese 
zunehmend durch Leiharbei-
ter ersetzt würden. 
Selbst der Bund macht sich 
das Instrument Leiharbeit zu-

eigen. Eine Anfrage der Bun-
destagsabgeordneten Sabine 
Zimmermann (DIE LINKE) 
an die Bundesregierung erg-
ab, dass insgesamt 771 Leih-
arbeiter und somit fünfmal 
mehr als zum Regierungsan-
tritt der großen Koalition in 
Ministerien und Behörden 
arbeiten. „Diese moderne 
Form der Sklaverei hat in 
den Dienststellen des Bundes 
nichts zu suchen.“ Die Bun-
destagsabgeordnete sieht 
„keinen plausiblen Grund, 
warum die Leiharbeit hier 
notwendig ist und ausgewei-
tet wurde.“            A. Kutsche

Quellen: Stellungnahme des DGB zum ge-
planten Leiharbeitsbericht der Bundesre-
gierung; Grafi k der Hans Böckler Stiftung; 
http://www.mindestlohn09.de/aktuell/

Auch Termine für indivi-
duelle Beratungsgespräche 
zum Beispiel zu Fragen des 
Arbeitslosengeld-II-Bezuges 
können vereinbart werden. 
Das Frühstück fi ndet in den 
Räumen der Geschäftsstel-
le der LINKEN am Altstäd-
tischen Markt 2 statt und ist 
kostenlos, lediglich über eine 
kleine Spende würden wir 
uns sehr freuen. 
Wir freuen uns auf Ihren Be-
such.                                A.M.

HAVELbrandung
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Welche Tätigkeiten wurden 
von wie vielen Asylsuchenden 
im Jahr 2008 in unserer Stadt 
durchgeführt?
Antwort: Vor allem wurden 
Reinigungs- und Aufräumar-
beiten im Wohnheim in der 
Flämingstraße sowie dessen 
Außenbereich angeboten. 
Asylbewerber dürfen nach 
dem Asylbewerberleistungs-
gesetz nur im Rahmen von 
„gemeinnützigen zusätz-
lichen Arbeitsgelegenheiten“ 
(sogenannten Ein-Euro-Jobs) 
tätig sein. 16 Asylsuchende 

Anfragen aus der Stadtverordnetenversammlung
„Ziel ist die kontinuierliche Umsetzung des Ziels barrierefrei Stadt“

arbeiteten so im vergangenen 
Jahr.
Welche Absichten und Inter-
essen hat die Stadtverwaltung 
bezüglich des 1982 geschlos-
senen Schulteils in Wilhelms-
dorf („Neuer Krug“)?
Antwort: Das Gebäude 
der ehemaligen Gaststät-
te „Neuer Krug“ steht samt 
(Schul)anbau unter Denkmal-
schutz. In den vergangenen 
Jahren gab es immer wieder 
Interessenbekundungen zur 
Nutzung der Gebäude (Na-
turschutzzentrum Krugpark, 
VHS Bildungswerk), die aber 
bisher nicht zu konkreten 
Vorgängen führten. Das VHS 
Bildungswerk hat immer 
noch Interesse an einer Nut-
zung, aber derzeit nicht die 
fi nanziellen Mittel. Die Stadt-
verwaltung hat Interesse an 
einer weiteren Nutzung, aber 
keine eigene Nutzungsab-
sicht.

Mit Beschluss der Stadtverord-
netenversammlung 140/2003 
(!) wurde festgelegt, dass ein 

Konzept zur Umsetzung des 
Ziels „Barrierefreie Stadt 
Brandenburg an der Havel“ 
durch die Verwaltung erar-
beitet werden soll und der 
SVV vorzulegen ist. Wurde ein 
solches Konzept erarbeitet, 
durch welche Gremien? Wel-
che Relevanz hat dieses bei 
derzeitigen Bauplanungen in 
der Stadt? Wenn nein, warum 
wurde ein derartiges Konzept 
bisher nicht vorgelegt?
Antwort: Der Beschluss 
140/2003 bestimmt nicht kon-
kret die Umsetzung eines sol-
chen Konzeptes. Im Septem-
ber 2004 wurde auf Initiative 
der Behindertenbeauftragten 
und des Behindertenbeirates 
ein Konzept erarbeitet und 
in den Ämterumlauf gege-
ben. Warum es zu keiner 
Beschlussfassung durch die 
Stadtverordnetenversamm-
lung kam, kann nicht mehr 
nachvollzogen werden. Im 
Jahr 2007 erließ die Oberbür-
germeisterin die Rundverfü-
gung Nr. 03/2007. Deren Ziel 
ist die kontinuierliche Umset-

HAVELbrandung

Ein Themenschwerpunkt 
und sicher auch Streitpunkt 
zur kommenden Landtags-
wahl wird die künftige Aus-
richtung der Bildungspolitik 
im Land Brandenburg sein. 
DIE LINKE hat in ihrem Ent-
wurf des Landtagswahlpro-
grammes dargelegt, wie sie 
sich in Zukunft die Bildungs-
politik vorstellt. Sie kritisiert: 
„Brandenburgs Bildungssys-
tem fehlt es heute sowohl 
an Qualität als auch an Kon-
tinuität.“ Konkret genannt 
werden die folgenden drei 
Kritikpunkte: Zum einen sei 
die Personalausstattung un-
zureichend und zum anderen 
gebe es eine zu frühe Aus-
lese. Dazu komme die chro-
nische Unterfi nanzierung des 
Bildungsbereiches. 
Trotz des bestehenden Fach-
kräftemangels, der sich in Zu-
kunft noch verstärken wird, 
verlassen derzeit zehn Pro-
zent der Schüler und Schüle-
rinnen die Schule ohne einen 
Abschluss. Nur 13,5 Prozent 
aller Schüler eines Jahrgangs 

Keine Schulklassen mit mehr als 24 Schülern 
DIE LINKE stellt ihre Schwerpunkte im Bereich Bildungspolitik vor

erwerben einen Hochschul-
abschluss.
DIE LINKE tritt für ein länge-
res gemeinsames Lernen und 
die Verbesserung der Leh-
rer-Schüler-Relation ein. Sie 
fordert, dass es keine Schul-
klasse mit mehr als 24 Schü-
lern im Land Brandenburg 
geben soll. Denn je kleiner 
die Klassen, desto mehr wer-
de persönliche Zuwendung, 
menschliche Wärme, soziales 
Lernen und Bildungsfort-
schritt ermöglicht. Daher soll 
statt des bisher praktizierten 
Abbaus von Lehrerstellen 
eine Ausbildungs- und Ein-
stellungsoff ensive für junge 
Lehrkräfte gestartet werden, 
um dem ab 2013 drohenden 
Lehrkräftemangel entgegen-
zuwirken. Konkret heißt es im 
Wahlprogramm, dass die Ein-
stellung von „mindestens 500 
jungen Lehrkräften jährlich“ 
zu sichern sei. Zusätzlich soll 
auch die Anzahl der Schul-
psychologen, Sonderpädago-
gen und Schulsozialarbeitern 
aufgestockt werden. 

Auf lange Sicht will DIE 
LINKE eine Änderung der 
Schulstruktur, die sich am 
fi nnischen Bildungssystem 
orientiert. Um dorthin zu ge-
langen, sollen die bisherigen 
Schulstandorte gesichert 
werden, indem Grund- und 
weiterführende Schulen stär-
ker kooperieren. Weiterhin 
soll das System der fl exiblen 
Eingangsphase (FLEX), in 
dem jahrgangsübergreifend 
unterrichtet wird, weiter aus-
gebaut werden.
Auch zu der in vielen Studien 
kritisierten schlechten Mög-
lichkeit des Schulwechsels, 
beispielsweise von einer Ge-
samtschule auf ein Gymnasi-
um, äußern sich die LINKEN. 
Durch gleiche Rahmenlehr-
pläne und Stundenzuwei-
sungen für die Oberschulen, 
Gesamtschulen und Gymna-
sien soll dieses Problem be-
hoben werden.
Die Vorstellungen der LIN-
KEN, was sie am Bildungs-
system im Land Brandenburg 
ändern wollen, sind sehr 

konkret und ausführlich. 
Es bleibt abzuwarten, wie 
die anderen Parteien darauf 
reagieren und wie ihre Kon-
zepte aussehen. Die LINKEN 
wissen anscheinend schon, 
was sie davon zu halten ha-
ben. Denn sie  sagen in ih-
rem Wahlprogramm: „Wenn 
die Bildungspolitik nach der 

Landtagswahl wiederum von 
SPD und CDU bestimmt wird, 
wird sich an all dem wieder 
nichts durchgreifend ändern 
– allen Bekenntnissen im 
Wahlkampf zum Trotz. Wir 
meinen, das kann sich Bran-
denburg nicht noch einmal 
leisten.“
R. K.

Schwer- und Streitpunkt im kommenden Wahlkampf wird die 
Bildungspolitik sein

zung des Ziels „Barrierefreie 
Stadt Brandenburg an der 
Havel“.
Ist in Zukunft geplant, das 
umfassende Internetangebot 
der Stadt auch in Englisch an-
zubieten? Wer ist für bisherige 
Übersetzungen verantwort-
lich?
Antwort: Nach langer Vorre-
de stellt die Oberbürgermeis-
terin dar, dass Brandenburg 
an der Havel, das den Touris-
mus als wirtschaftliche Säule 
betrachtet und internationale 
Sportmeisterschaften aus-
richtet, bisher keinen profes-
sionellen fremdsprachigen 
Internetauftritt hat. Zunächst 
solle eruiert werden, welche 
Teile der Internetpräsenz in 
welche Sprachen übersetzt 
werden sollen. Die bisherigen 
zusammenfassenden Über-
setzungen im Internet basie-
ren teilweise auf Texten aus 
verschiedenen touristischen 
Publikationen oder stammen 
von Praktikanten, die im Rah-
men von Projekten temporär 
in der Verwaltung tätig wa-

ren. Auf fehlerhafte Überset-
zungen auf Hinweisschildern 
im Stadtgebiet hingewiesen, 
antwortet Frau Dr. Tiemann 
sinngemäß, dass auf den neu-
en Informationstafeln (Straße 
der Backsteingotik) den dafür 
verantwortlich zeichnenden 
Bauhistorikern und dem 
prüfenden Muttersprachler  
wohl keine Fehler unterlau-
fen würden.                     O.L.

Barrierefreiheit ist immer wie-
der ein Thema

Anfragen = Begründet durch 
die Brandenburger Kommu-
nalverfassung (BbgKVerf), § 
30, haben gewählte Volksver-
treter das Recht, Anfragen an 
die Verwaltung zu stellen. Eine 
Beantwortung ist zwingend. 
Sie kann in mündlicher oder 
schriftlicher Form erfolgen. 
In der Regel geschieht dies in 
den Sitzungen der jeweiligen 
Gremien, z.B. SVV, Ausschüs-
se, Unterausschüsse usw.
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WasWannWo

20. Mai 2009, 9.30 Uhr
Frühstück für Jedermann
Geschäftsstelle
28. Mai 2009, 18.00 Uhr
Helmuth Markov:
„Was bringt Europa für 
mich?“ im „Philipp Müller“
mit Musik v. Frank Viehweg 
27. Mai 2009, 16.00 Uhr
Stadtverordnetenversamm-
lung, Altst. Rathaus
28. Mai 2009, 17.00 Uhr
Lesung und Diskussion 
mit Herbert Graf zu „Mein 
Leben. Mein Chef Ulbricht. 
Meine Sicht der Dinge.“
Fontane Club
7. Juni 2009

EUROPAWAHL
16. Juni 2009, 10.00
Kinder- und Familienfest
Waldcafé Görden
24. Juni 2009, 16.00 Uhr
Stadtverordnetenversamm-
lung, Altst. Rathaus
4. Juli 2009 09.30 Uhr
Gesamtmitgliederversamm-
lung, TGZ
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Am 1. Mai wird fast überall 
auf der Welt nicht nur der Be-
ginn der warmen Jahreszeit 
gefeiert, sondern auch ein 
Stück umkämpfter Geschich-
te in Erinnerung gerufen. 
Mit den ersten Massende-
monstrationen in Australien 
im Jahr 1856, bei denen gegen 
unerträgliche Arbeitsbedin-
gungen und für einen Acht-
Stunden-Arbeitstag demons-
triert wurde, geriet auch die 
amerikanische Arbeiterschaft 
in Bewegung. Am so genann-
ten „Moving Day“ wurden 
seit 1890 traditionell neue 
Arbeitsbedingungen ausge-
handelt. Daneben kämpften 
am 1. Mai 1986 in den USA 
Hunderttausende mit der 
Niederlegung ihrer Arbeit für 
den Acht-Stunden-Tag und 
eine gerechtere Entlohnung. 
Dabei kam es stellenweise zu 
blutigen Konfrontationen mit 
der Polizei, bei denen auf bei-
den Seiten Opfer zu beklagen 
waren. Einige Arbeiterführer 
wurden sogar zum Tode ver-
urteilt und hingerichtet.
In der deutschen Geschich-
te ist mit den Maiunruhen 
(„Blutmai“) vom 1. bis 3. Mai 
1929 in Berlin eine bedeut-
same Begebenheit verbun-
den. Ausgehend von einem 
Streikaufruf der KPD, der mit 
dem bestehenden Demons-
trationsverbot kollidierte, 
kam es in den Arbeiterbezir-
ken Wedding und Neukölln 
zu Kundgebungen. Die Polizei 
ging mit rücksichtsloser Ge-
walt gegen die Demonstran-
ten vor. Es gab einige Tote bei 
den Demonstrationen.    
Die Nationalsozialisten ge-
stalteten den 1. Mai ab 1933 
zum „Nationalen Feiertag 
des deutschen Volkes“ um, 
vernichteten aber bereits 

1. Mai ist seit 150 Jahren Kampftag
Aktualität des Feiertages der Arbeiterbewegung ist auch heute noch ungebrochen

am 2. Mai die freien Gewerk-
schaften und missbrauchten 
ihn für angeordnete Aufmär-
sche um den Klassenfrieden 
zu symbolisieren. Als Unter-
grundbewegung lebte der 
Leitgedanke des ersten Mais 
weiter, um ein Jahr nach dem 
Ende zweiten Weltkrieges 
vom Kontrollrat der Alliier-
ten als Feiertag bestätigt zu 
werden. Noch verboten die 
Siegermächte Transparente 
und Flaggen, doch für die 
Teilnehmer der Maiumzüge 
bedeuteten sie Freiheit nach 
der jahrelangen faschisti-
schen Herrschaft.
Ferner formierten sich die 
Gewerkschaften inhaltlich 
und begannen ihre Forde-
rungen zunächst an den Pro-
blemen des Nachkriegsall-
tages auszurichten (Nahrung, 
Bekleidung, Unterkunft). Das 
erste Aktionsprogramm legte 
der Deutsche Gewerkschafts-
bund am 1. Mai 1955 auf, 
gefordert wurden weniger 
Arbeitszeit, mehr Lohn und 
soziale Sicherheit und weiter-
entwickelter Arbeitsschutz. 
Die künftigen Losungen der 
Demonstranten lehnten sich 
eng an das gesellschaftspoli-
tische Geschehen an. So wur-
de 1978 das „Recht auf Ar-
beit“, 1982 „Arbeit für alle“, 
nach der Vereinigung beider 
deutscher Staaten „Soziale 
Einheit in Frieden und Frei-
heit“ (1991) und im Jahr 2005 
„Deine Würde ist unser Maß“ 
eingefordert. 
Demgegenüber kommt es am 
1. Mai immer wieder zu Aus-
schreitungen zwischen der 
Polizei und linksradikalen 
Gruppierungen. 
Der Tag der Arbeiterbewe-
gung scheint zeitgenössisch 
subjektiv sehr unterschied-

lich begangen zu werden. Auf 
der einen Seite engagieren 
sich die Gewerkschaften mit 
Mitgliedern und Sympathi-
santen, für viele andere ist 

es „nur“ ein freier Tag. Eines 
ist aber unübersehbar, der 
Gedanke des 1. Mai „Frieden, 
Freiheit und Gerechtigkeit in 
allen Bereichen“ lebt.       I.S.
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Der 1. Mai ist seit 150 Jahren nicht nur ein Feiertag

Kleine Aufheiterung
Treff en sich zwei, die sich 
kennen. Sagt der eine: „Beim 
Wein ist es wie in der Politik. 
man merkt oft erst hinterher, 
welche Flaschen man ge-
wählt hat.“

Was ist der Unterschied zwi-
schen einem Fernsehstudio 
und einem Irrenhaus? - Nur 
die Telefonnummer.

Wann sind Kinder eigentlich 
erwachsen? - Wenn sie nicht 
mehr fragen, woher sie kom-
men und verschweigen, wo-
hin sie gehen. 

„Tut es Ihnen nicht leid“, 
fragt ein enttäuschter Wäh-

ler einen Politiker, „dass Sie 
nicht ins Parlament gewählt 
wurden?“ Darauf der Politi-
ker: „Ganz im Gegenteil! Das, 
was ich alles versprochen 
habe, hätte ich sowieso nicht 
halten können.“

Was ist der Unterschied zwi-
schen einem Zauberer und 
einem Politiker? - Der Zaube-
rer gibt zu, dass er mit Tricks 
arbeitet.  

Ein Amtsrichter während 
der Verhandlung zum An-
geklagten: „Sie haben also 
behauptet, die Hälfte des 

Stadtrates seien Dummköpfe. 
Wollen Sie widerrufen?“ Dar-
auf der Angeklagte: „Ja, die 
Hälfte des Stadtrates sind na-
türlich keine Dummköpfe.“

Chuck Norris hat keinen 
Schatten. Die Wand möchte 
nur aussehen wie Chuck Nor-
ris. 

Die Bundesregierung teilt 
mit: Aufgrund eines Haus-
haltslochs, steigender Strom-
preise sowie der allgemeinen 
Krise musste das Licht am 
Ende des Tunnels leider aus-
geschaltet werden. Wir bitten 
Sie diese Unannehmlich-
keiten zu entschuldigen. 
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Jeder kann Briefwahl bean-

tragen. Dazu brauchen Sie 

keinen besonderen Grund. 

Einfach die Briefwahl mit der 

Wahlbenachrichtigungskarte 

beantragen. Sie müssen die 

Karte unterschreiben und 

einfach in den Briefkasten 

einwerfen. Alternativ können 

Sie die Briefwahl auch über 

das Internet beantragen. Ein 

formloser unterschriebener 

Antrag reicht auch, falls Sie 

keine Wahlbenachrichtigung 

erhalten haben oder diese 

nicht mehr fi nden.

Wenn Sie die Unterlagen per 

Post erhalten haben, kreuzen 

Sie auf dem Stimmzettel DIE 

LINKE an und stecken den 

Stimmzettel in den blauen 

Wahlumschlag. 

Jetzt müssen Sie noch die ei-

desstattliche Versicherung 

unterschreiben, dass Sie den 

Wahlzettel eigenhändig ange-

kreuzt  haben.

Der verschlossene blaue 

Wahlbrief und die unter-

schriebene eidesstattliche 

Versicherung werden in den 

roten Wahlbrief gesteckt.

Diesen Wahlbrief werfen Sie 

spätestens am Donnerstag, 

04.06.2009 in den nächsten 

Postbriefkasten. Sie können 

den Brief aber auch in der 

Stadtverwaltung beim Wahl-

leiter bis zum 07.06.2009 

18:00 Uhr abgeben.

Bei nachweislicher plötz-

licher Krankheit können 

Anträge auf Briefwahl noch 

bis 15:00 Uhr am Wahltage 

gestellt werden. Sie müssen 

dann einer Person ihres Ver-

trauens eine Vollmacht ertei-

len die Ihre Wahlunterlagen 

im Briefwahlbüro abholt.

Wählen leicht gemacht!
Bereits jetzt kann per Briefwahl gewählt werden

Selbstverständlich können Sie auch am Tag der Wahl Ihre Stimme persönlich 
in Ihrem Wahllokal abgeben!


